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Die Agrarreform und ihre Auswirkungen auf die Landwirtschaft, 
insbesondere auf die Nutzung der Resistenz von Kulturpflanzen 
im Rahmen des integrierten Pflanzenschutzes*) 
The Agricultural Reform and its Effects upon Agriculture, especially on the Utilization of Resistance in Cultural Plants 
within lntegrated Plant Protection 
Von H. Priew 
Zusammenfassung 
Dargestellt werden die Maßnahmen in der pflanzlichen Pro­
duktion, die zu einer Verringerung der Intensität führen, da 
nicht mehr Maximalerträge das vorrangige Ziel sein werden, 
sondern optimale Intensitätsanpassungen. Eine Verringerung 
der Intensität, insbesondere durch Flächenstillegung, fördert 
den integrierten Pflanzenschutz, da betriebseigene Möglich­
keiten wieder stärker im Vordergrund stehen werden. Der 
Nutzung der Resistenz von Kulturpflanzen wird zunehmende 
Bedeutung zukommen, weniger als direkte Auswirkung der 
Agrarreform, sondern durch neue Möglichkeiten in der Pflan­
zenzüchtung und als Reaktion auf Entwicklungen im Bereich 
chemischer Pflanzenschutzmittel. 
Abstract 
Measures to reduce the intensity in agricultural plant production are 
discussed since the main aim is not centered on maximum yields 
anymore but on the optimal adjustment of intensity. 
Reduced intensity, especially by taking agricultural area out of 
production, will enhance integrated plant production, and farm own 
possibilities, in this respect, will anew acquire high er priority. Utiliza­
tion of plant resistance is gaining increased importance, less as a direct 
result of agricultural reform, but more as a new possibility of plant 
breeding and as a reaction to developments in the area of chemical 
plant protection compounds. 
1 Einleitung 
Als ich meine erste Beraterstelle an einem Landwirtschaftsamt 
innehatte, es war das Landwirtschaftsamt Konstanz in Radolf­
zell am Bodensee, führten wir im größeren Umfang Aufklä­
rungsveranstaltungen für beschleunigte Flurbereinigungsver­
fahren durch, sah man doch unter anderem in dieser Maß­
nahme einen ersten Schritt hin zu der dringend notwendigen 
Rationalisierung landwirtschaftlicher Betriebe nach Jahrzehn­
ten einer auf Bedarfsdeckung ausgerichteten nachprägenden 
Wirtschaftsweise. Dieses Umdenken - wir schrieben das 
agrarpolitisch sehr entscheidende Jahr 1962 - wurde zwingend 
durch die Brüsseler Beschlüsse über eine gemeinsame Agrar­
politik in der EWG, in deren Folge wichtige innergemein­
schaftliche marktregelnde Verordnungen und Entscheidungen 
beschlossen wurden. 
*)Vortrag gehalten anläßlich der Tagung der Arbeitsgemeinschaft für 
Krankheitsbekämpfung und Resistenzzüchtung bei Getreide, Hülsen­
früchten und Raps, am 10. 12. 1992 in Fulda. 
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Heute, 30 Jahre später, müssen wir wieder von einem 
agrarpolitisch sehr entscheidenden Jahr sprechen, denn es gilt 
für die Landwirtschaft der Europäischen Gemeinschaft nun­
mehr der Beschluß zur Reform der Gemeinsamen Agrarpoli­
tik (GAP) vom 21. Mai 1992. Dieser ist aber nicht mehr vor 
allem ausgerichtet auf die Zusammenführung über lange Zeit 
ausschließlich national geprägter agrarischer Gegebenheiten 
innerhalb der Mitgliedsländer, sondern wurde auch bestimmt 
durch eine stärkere Einbeziehung der Agrarweltmarktsitua­
tion. Die Reform war notwendig geworden 
- durch die Überschußproduktion besonders bei Getreide
und Rindfleisch,
- durch den Preis- und Einkommensdruck in der Landwirt­
schaft,
- durch ausufernde Marktordnungsausgaben sowie
- durch Spannungen mit unseren Handelspartnern, entstan-
den durch den verbilligten Absatz von Agrarprodukten auf
dem Weltmarkt.
Diese Reform wurde beschlossen von den heute zwölf Staa­
ten, die den Römischen Verträgen von 1958 beigetreten sind. 
2 Pflanzliche Produktion und EWG-Verordnungen 
Auch wenn es hier und heute speziell um den pflanzenbaulich 
bestimmten Reformteil geht, möchte ich Sie doch wenigstens 
durch Nennung der gesamten Rats-Reformverordnungen mit 
dem Ganzen bekannt machen, zumal auch die Reformen im 
tierischen Bereich - auf die ich nicht eingehen werde - sich auf 
den pflanzlichen Bereich auswirken können durch Zurückfüh­
rung der Bestände. 
Zu nennen sind: 
a) Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur Einführung einer Stützungsregelung für Erzeuger
bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen,
b) Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni
1992 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide,
c) Verordnung (EWG) Nr. 2066/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 über
die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch (sowie
Aufhebung von Verordnungen mit Bestimmungen für Sonder­
prämien für Rindfleischerzeuger und Mutterkuhhalter),
d) Verordnung (EWG) Nr. 2070/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur .Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3493/90 zur
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Festlegung der Grundregeln für die Gewährung der Prämien 
zugunsten der Schaf- und Ziegenfleischerzeuger, 
e) Verordnung (EWG) Nr. 2069/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des
Rates über die Gemeinsame Marktorganisation für Schaf- und
Ziegenfleischerzeuger.
Hinzu kommen noch folgende drei Verordnungen für die 
sogenannten flankierenden Maßnahmen: 
a) Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni
1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren,
b) Verordnung (EWG) Nr. 2079/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferege­
lung für den Vorruhestand in der Landwirtschaft und
c) Verordnung (EWG) Nr. 2080/92 des Rates vom 30. Juni
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferege­
lung für Aufforstungsmaßnahmen der Landwirtschaft.
Zu nennen sind für den pflanzenbaulichen Bereich noch 
folgende Kommissions-Durchführungs-Verordnungen: 
a) Verordnung (EWG) Nr. 2293/92 der Kommission vom
31. Juli 1992 mit Durchführungsbestimmungen für die Flä­
chenstillegung nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr.
L765/92 des Rates,
b) Verordnung (EWG) Nr. 2294/92 der Kommission vom
31. Juli 1992 mit Durchführungsbestimmungen zur Stützungs­
regelung für Ölsaatenerzeuger gemäß Verordnung (EWG)
Nr. 1765/92 des Rates,
c) Verordnung (EWG) Nr. 2295/92 der Kommission vom
31. Juli 1992 mit Durchführungsbestimmungen zu den Stüt­
zungsregelungen für Erzeuger von Eiweißpflanzen gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates,
d) Verordnung (EWG) Nr.- 2296/92 der Kommission vom
31. Juli 1992 mit Durchführungsbestimmungen für die Nut­
zung stillgelegter Flächen zur Erzeugung von Rohstoffen, die
in der Gemeinschaft zu nicht in erster Linie für Lebensmittel­
oder Futtermittelzwecke bestimmten Erzeugnissen verarbeitet
werden.
3 Die EG-Agrarreform 
Die Beschlüsse zur EG-Agrarreform leiten bei bestimmten 
pflanzlichen Kulturarten bezüglich bestimmter Produktions­
verfahren eine neue Politik ein. Sie ist gekennzeichnet durch 
folgende Kriterien: 
- Es werden direkte Hilfen in Form von Hektar-Prämien für
Getreide, Ölsaaten und Eiweißpflanzen (Hülsenfrüchte) ge­
zahlt.
- Die Preise für die genannten Produkte werden abgesenkt
und dem Weltmarkt angenähert.
- Als Voraussetzung dafür wird eine quasi obligatorische
Flächenstillegung von zunächst 15 % der Anbaufläche der
oben genannten Kulturen eingeführt, außer für Kleinerzeu­
ger, die nicht mehr als eine Fläche beantragen, die der Pro­
duktion von 92 Tonnen Getreide/Jahr entspricht.
- Auf der Stillegungsfläche ist künftig ein breitgefächerter
Anbau von nachwachsenden Rohstoffen bei uneingeschränk­
ter Auszahlung der Flächenstillegungsprämie möglich.
- Umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schüt­
zende landwirtschaftliche Produktionsverfahren können
gefördert werden.
Wie bekannt, sind die Texte der Verordnungen sehr 
umfangreich, ich möchte daher hier einige Fakten zusammen­
fassend nennen: 
3.1 Hektarbeihilfen 
Grundlage für die Gewährung der Hektarbeihilfen ist eine 
sogenannte Grundfläche, die für die einzelnen Bundesländer 
festgelegt wird. Sie errechnet sich aus der Fläche, die im 
Durchschnitt der Jahre 1989/90 und 1991 mit Getreide (ein­
schließlich Silomais), Ölsaaten und Eiweißpflanzen bebaut 
sowie im Rahmen öffentlicher Programme stillgelegt wurde. 
Bei Überschreitung der Grundflächen werden folgende 
Maßnahmen eingeleitet: [m selben Wirtschaftsjahr werden die 
beantragten beihilfeberechtigten Flächen aller Landwirte die­
ser Region entsprechend der Überschreitung anteilig gekürzt. 
Im darauffolgenden Jahr müssen die Landwirte entsprechend 
dem Prozentsatz der Überschreitung zusätzliche Flächen, 
ohne Prämien, stillegen. 
3 .1.1 Getreide 
Für Getreide betragen die voraussichtlichen Ausgleichszah­
lungen 1993/94 nach Durchschnittserträgen und Bundeslän­
dern zwischen 246 und 401 DM/ha. Mit Ausnahme von Nie­
dersachsen, das stark regionalisiert hat, und Rheinland-Pfalz, 
das nach benachteiligten und nicht benachteiligten Gebieten 
differenziert, haben alle Bundesländer einen „Landespreis" 
anhand des mittleren Ertragsdurchschnittes festgelegt. Die 
künftigen Marktordnungspreise für Getreide betragen in den 
Jahren 1993/94 als Interventionspreis 27,54, als Richtpreis 
30,60 und als Schwellenpreis 41,20. 1994/95 sind als Interven­
tionspreis 25,43, als Richtpreis 28,25 und als Schwellenpreis 
38,84 und ab 1995/96 als Interventionspreis 23,54, als Richt­
preis 25,90 und als Schwellenpreis 36,49 festgelegt worden. 
3.1.2 Ölsaaten 
Die wesentlichen Kriterien für die Ölsaaten sind: 
- die Garantieflächenregelung entfällt,
- Ausgleichszahlungen werden für Raps, Rübsen, Sonnen-
blumen, Sojabohnen gewährt,
- die Hektarbeihilfe wird nur bei Teilnahme an konjunkturel­
ler Stillegung gezahlt,
- für Kleinerzeuger gibt es nur den niedrigeren Getreidepreis­
ausgleich.
Die voraussichtlichen Ausgleichszahlungen für Ölsaaten 
nach Durchschnittserträgen in den Bundesländern schwanken 
zwischen 1232 DM in Mecklenburg-Vorpommern und 956 DM 
in Sachsen-Anhalt. 
3.1.3 Eiweißpflanzen 
Die Kriterien für die Eiweißpflanzen sind: 
- Umstellung der Beihilfen von der Verarbeitungsstufe auf
die Erzeugerstufe,
- Hektarbeihilfe wird nur bei Teilnahme an der konjunkturel­
len Stillegung gezahlt,
- für Kleinerzeuger gibt es den niedrigeren Getreidepreis­
ausgleich.
Die voraussichtlichen Ausgleichszahlungen für Eiweißpflan­
zen nach Durchschnittserträgen in den Bundesländern liegen 
in einer Spanne von 640 DM in Region 5 in Niedersachsen und 
1100 DM in Region 2 ebenfalls in Niedersachsen. 
3.2 Pflanzliche Erzeugung 
Förderungsziele im Rahmen umweltgerechter und den natür­
lichen. Lebensraum schützender landwirtschaftlicher Produk­
tionsverfahren sind im Bereich der pflanzlichen Erzeugung 
- deutliche Verringerung des Einsatzes von Dünge- und/
oder Pflanzenschutzmitteln oder Extensivierung der pflanz­
lichen Erzeugung durch andere Maßnahmen:
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- Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland;
- Einführung und Beibehaltung von biologischen Anbau-
verfahren;
- Anwendung von Produktionsverfahren, die die Umwelt
besonders schonen oder zur Erhaltung des natürlichen
Lebensraums und der Landschaft beitragen.
- 20jährige Stillegung von Ackerflächen für Umweltschutz­
zwecke (Biotope, Gewässerschutz, Naturparks).
Darüber hinaus ist zu nennen:
- die Pflege aufgegebener landwirtschaftlicher oder forstwirt­
schaftlicher Flächen;
- der Flächenunterhalt für allgemeinen Zugang und Freizeit­
zwecke;
- die Fortbildung von Landwirten im Bereich umweltverträg­
licher Produktionsverfahren.
Die Einzelheiten (Programmgebiete, Prämienhöhe, anzu­
bietende Maßnahmen, Finanzierung) werden unmittelbar 
nach Festlegung im nächsten Jahr veröffentlicht. Z. Z. finden 
Gespräche mit den Ländern statt, ob und welche Maßnahmen 
in die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstrukturverbesserung und 
Küstenschutz übernommen werden sollen und welche Maß­
nahmen die Länder allein finanzieren. 
Wesentliche Kriterien für den Anbau nachwachsender Roh­
stoffe auf stillgelegten Flächen sind: 
- Abschluß eines Anbau- und Abnahmevertrages zwischen
Landwirt und Verarbeiter,
- Leistung einer Kaution durch den Verarbeiter in Höhe von
120 % der Stillegungsprämie,
- keine Verarbeitung der nachwachsenden Rohstoffe in der
Nahrungsmittelproduktion.
Der Agrarkompromiß zwischen den USA und der EG 
hinsichtlich der GATI-Runde - dies sei eingeflochten - wird 
die Reform durch Aufnahme der vorgesehenen Ausgleichs­
zahlungen in das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
festigen. 
4 Auswirkungen der EG-Reform 
Die EG-Reform wird sich auf die Landwirtschaft grundsätz­
lich wie folgt auswirken: 
- rund 10 Prozent der Ackerfläche oder 17 Prozent der
Getreidefläche werden in den nächsten Jahren durch Markt­
entlastungs- und Umweltprogramme aus der Produktion aus­
scheiden.
- Die pauschalen Einkommensausgleichszahlungen werden
den Ackerbau auf den Grenzstandorten halten.
- Nachwachsende Rohstoffe werden - unter heutigem Kennt­
nisstand - auf stillgelegten Flächen kurzfristig noch keine
große Bedeutung haben.
- Spitzenintensitäten werden zurückgenommen.
- Auf mäßigen Standorten gewinnt der extensive Anbau all-
gemein und der Anbau von Sommergetreide im besonderen
an Wettbewerbskraft.
- Beim Raps rechnen sich mehr oder weniger kräftige Exten­
sivierungsschritte - abgesehen von den sehr guten Böden.
- Mittelfristig wird der extensive Anbau auch dort interessan­
ter, wo im Zuge der Extensivierung zusätzliche Festkosten
gespart werden können, vor allem die Maschinenkosten.
- Die 15prozentige Stillegung hat keinen direkten Einfluß auf
die Intensität des Ackerbaus. Sie stellt aber in Form der
Rotationsbrache eine Extensivierung der Fruchtfolge dar.
Bei den durch die Reform gesetzten Rahmenbedingungen 
wird es auch zukünftig noch intensiven Ackerbau geben. 
Dieser wird sich aber beschränken auf: 
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- die guten Flächen in größeren Marktfruchtbetrieben,
- Kulturen, die keine Einkommensausgleichszahlungen erhal-
ten, wie Zuckerrüben, Gemüse, Kartoffeln und Sonderkul­
turen.
Grundsätzlich sei noch gesagt, daß diese Entwicklung mit 
Sicherheit den Absatz von Mineraldünger und Pflanzenschutz­
mitteln zurückführen wird. 
Diese Reform trifft auf eine Landwirtschaft, deren Entwick­
lung letztendlich geprägt wurde durch den Zwang zur Senkung 
der Stückkosten bei steigenden Erträgen unter Einbeziehung 
und Nutzung des technisch-biologischen Fortschritts. Die Aus­
wirkungen dieser Entwicklung seien an einigen Beispielen -
nicht-monetärer Art - in Erinnerung gerufen: 
Anzahl der Betriebe und Berufstätigen 1960-1990 
1960 
1990 
1960 
1990 
1 385 300 
629 700 
2 400 000 
749 000 
Schlepperbesatz 
1960 86,6 k.W. 
1990 394,4 k.W. 
Pflanzenschutzmittel 
Betriebe 
Betriebe 
Voll-AK 
Voll-AK 
je 100 ha LF 
je 100 ha LF 
1960 Inlandsabsatz, Wirkstoffmenge 
1990 Inlandsabsatz, Wirkstoffmenge 
Handelsdüngerverbrauch 
N 1960/61 
10 031 t 
33146 t 
1987/88 
1990/91 
43 kg 
134 kg 
115 kg 
ha LF 
ha LF 
ha LF 
(Höhepunkt!) 
Die rückläufige Tendenz - die leider kaum von unseren 
Kritikern zur Kenntnis genommen wird - ist bei Phosphat und 
Kali noch deutlicher. Hier ist der Nährstoffeinsatz je ha LF im 
Jahr 1990/91 bereits geringer als im Jahr 1960/61, nach einem 
Verbrauchsanstieg bis 1980/81. 
ln dem genannten Zeitraum entwickelten sich die Durch­
schnittserträge 111 ausgewählten Fruchtarten ( dt/ha) dagegen 
wie folgt: 1 
1957/61 
Weizen 31,6 
Körnermais 29,7 
Winterraps 21,8 
1985/90 
60,2 
69,8 
30,0 
5 Weitere Konsequenzen für die pflanzliche Produktion 
Die wenigen Beispiele, die auch noch ergänzt werden könnten 
durch Angaben über die stattgefundenen Fruchtfolgenveren­
gung, machen die Steigerung der Intensität der agrarischen 
Produktion deutlich, die ihr dann den Ruf einbrachte, sie gehe 
mit den Ressourcen dieser Welt leichtfertig um; das Schlag­
wort „Ökonomie kontra Ökologie" war geboren. Bei dieser 
Entwicklung war nach meiner Meinung nicht ganz unwesent­
lich, daß der naturwissenschaftliche Teil der Agrarwissen­
schaft bei der Ausgestaltung der agrarpolitischen Rahmenbe­
dingungen nicht voll zum Tragen kam. Die Landwirtschaft 
wurde leider sehr schnell zu einem festen Bestandteil der 
allgemeinen Umweltdiskussion. lm Rahmen dieser wurde der 
Ruf nach mehr Vorsorge, nach Ordnen des Machbaren laut, 
die EG und die gesetzgebenden Organe in der Bundesrepublik 
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Deutschland waren gefordert. Neue oder weitergehende 
Rechtsregelungen traten auch für die Landwirtschaft in der 
EG in Kraft. 
Parallel hierzu wurden verschiedene Programme mit finan­
ziellen Anreizen für die Landwirtschaft geschaffen, um die 
Intensität besonders durch Verminderung des Einsatzes von 
Düngemitteln und chemischen Pflanzenschutzmitteln zu sen­
ken, wobei Marktentlastungs- und Umweltziele oft fließend 
ineinander übergingen. 
Genannt seien hier die Aktivitäten der EG zur Flächenstill­
legung und Extensivierung, die Ackerrandstreifenprogramme, 
das Programm zur Erhaltung der Kulturlandschaft des Frei­
staates Bayern sowie das Modellvorhaben des Landes Baden­
Württemberg „Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsaus­
gleich (MEKA)". 
Diese Entwicklung wirkte besonders auch ein auf die Aus­
gestaltung der landwirtschaftlichen Fachgesetze, wie z.B. auf 
das Düngemittelgesetz, aber auch und vor allem auf das 
Pflanzenschutzgesetz. So wurde durch das Gesetz zum Schutz 
der Kulturpflanzen - kurz Pflanzenschutzgesetz genannt -
vom 15. 9. 1986 u. a. die Zulassung von Pflanzenschutzmüteln 
verschärft, aber auch die Anwendung von Pflanzenschutzmit­
teln neu geregelt; der „integrierte Pflanzenschutz" wurde 
Gesetzesbestandteil. Er wird definiert als eine Kombination 
von Verfahren, bei denen unter vorrangiger Berücksichtigung 
biologischer, biotechnischer, pflanzenzüchterischer sowie 
anbau- und kulturtechnischer Maßnahmen die Anwendung 
chemischer Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß 
beschränkt wird. Und weiter heißt es im Gesetz(§ 6): 
,,Pflanzenschutzmittel dürfen nur nach guter fachlicher Pra­
xis angewandt werden. Zur guten fachlichen Praxis gehört, 
daß die Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes berück­
sichtigt werden." 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes: 
- Anbausysteme entwickeln, in denen möglichst' wenige
Schadorganismen auftreten;
- Pflanzengesundheit durch pflanzenbauliche Maßnahmen
fördern (Fruchtfolge, Bodenbearbeitung, Sortenwahl, Saat­
und Pflanzzeit, Düngung usw.);
- Wachstum der Kulturpflanzen und Ausbreitung der Schad­
organismen sorgfältig beobachten;
- mechanische, biologische und biotechnische Pflanzen­
schutzmaßnahmen bevorzugen;
- chemische Pflanzenschutzmittel nur anwenden, wenn die
Schadensschwelle überschritten wird;
- möglichst selektive, nützlingsschonende Mittel und Verfah­
ren anwenden;
- sich ständig weiterbilden und die amtliche Beratung in
Anspruch nehmen.
Wenn Sie diese Grundsätze, z.B. den 2. Anstrich „Pflan­
zengesundheit durch pflanzenbauliche Maßnahmen fördern", 
betrachten und sich daran erinnern, daß durch die Agrarre­
form - Flächenstillegung mit Rotationsbrache, Flächenbeihilfe 
bei abgesenkten Preisen und Förderung von umweltgerechten 
und den natürlichen Lebensraum schützenden landwirtschaft­
lichen Produktionsverfahren - die Intensität bei wesentlichen 
Kulturarten gesenkt werden dürfte, dann wird deutlich, daß 
reformbedingt der integrierte Pflanzenschutz durch ein Mehr 
an pflanzenbaulichen Möglichkeiten zukünftig bessere Ver­
breitungschancen bekommt als bisher. Ist doch der Landwirt 
nunmehr stärker gefordert als zuvor, seine betriebsinternen 
pflanzenbaulichen Gegebenheiten auszuschöpfen unter Ein­
sparung von zugekauften Produktionsmitteln. 
Gleichwohl gilt es unter den neuen Gegebenheiten, die 
Verfahren des integrierten Pflanzenschutzes neu zu bewerten, 
neu zu kombinieren, die zukünftige Verfügbarkeit der Einzel­
komponenten zu überprüfen. 
Man kann nicht oft genug darauf hinweisen, daß die moder­
nen, chemischen Produktionsmittel für die Landwirtschaft 
letztendlich ihren gedanklichen Ursprung in einer Zeit hatten, 
in der auch in Europa Hunger herrschte, und wir diese heute 
nicht ersatzlos preisgeben dürfen, ohne bessere, umwelt­
freundlichere, ertragserhaltende Produktionsverfahren zu 
haben. Stehen wir doch auch weltweit in der Pflicht in Anbe­
tracht regionaler Nahrungsmittelunterversorgung, in Anbe­
tracht der ständig steigenden Weltbevölkerung - 1991 gab es 
rd. 5,4 Mrd. Erdenbürger, für 2001 werden sie auf rd. 6,4 
Mrd. geschätzt - einen Weltbeitrag für umweltfreundliche, 
ertragsstarke Verfahren zu leisten. 
Meine Mitarbeiter und ich haben immer ein offenes Ohr für 
den ökologischen Landbau gehabt und werden es weiter 
haben. Bisher sind mir aber keine Bilanzrechnungen bekannt, 
die nachweisen, daß dieser den Nahrungsbedarf, den Agrar­
rohstoffbedarf bei heutigen Anbaumethoden in gleicher Weise 
zu sichern in der Lage ist wie die konventionelle Landwirt­
schaft. Wissen wir z.B., wie sich der Infektionsdruck 
bestimmter Schaderreger auswirken dürfte, wenn diese gene­
rell nicht mehr wie bisher mit chemischen Pflanzenschutzmit­
teln bekämpft werden könnten? So sind Pflanzenschutzmittel 
- und lassen Sie mich diese hier bitte undifferenziert betrach­
ten - heute aus Produktionsverfahren im Freiland nicht weg­
zudenken, denn durch sie erfolgt noch immer eine hohe
Ertragsstabilität und Ertragssicherheit, eine gute Produktqua­
lität; außerdem sind leider manche Krankheiten heute nur
chemisch bekämpfbar. Es sei daher in diesem Rahmen die
Frage nach der zukünftigen Verfügbarkeit von Pflanzen­
schutzmitteln als Komponente des integrierten Pflanzenschut­
zes gestellt, zumal durch die Agrarreform auch die quanti­
tative Nachfrage nach diesen abnehmen dürfte, was nicht ohne
Einfluß auf bestehende Entwicklungstendenzen bei der chemi­
schen Industrie sein könnte.
Schnell stellt sich heraus, daß neue gesetzliche Auflagen 
und privatwirtschaftliche Vorsorgestrategien im Umwelt­
bereich - schwerer gewordene Findungsprozesse im wissen­
schaftlichen Bereich, aber auch das Kleinerwerdeii dieser 
Welt - neue Unternehmensstrategien auch bei der Pflanzen­
schutzmittel produzierenden chemischen Industrie notwendig 
machten. Dadurch ist eine Situation entstanden, die der Leiter 
des Geschäftsbereiches Pflanzenschutz der Bayer AG, Herr 
Dr. Walter Ernst, 1992 in seinem Vortrag „Pflanzenschutz im 
Spannungsfeld zwischen Gesellschaft und Ökonomie" wie 
folgt darstellt: 
,,Wir können heute nur noch Produkte für Anwendungs­
bereiche entwickeln, die die hohen Forschungsaufwendungen 
wieder hereinbringen. Während vor etwa 25 Jahren Voraus­
setzung für die Entwicklung eines Präparates war, daß ein 
jährliches Umsatzvolumen von mindestens 30 Millionen DM 
dahinter stand, so müssen heute Umsätze von 150 Millionen 
DM für jede zu entwickelnde Substanz erzielbar sein. Alles in 
allem bedeutet das, daß Wirkstoffe und Produkte nur noch für 
die ganz großen Kulturen der Welt entwickelt werden können. 
Kleine Kulturen werden nicht mehr bedient." 
Das alte Problem „Lückenindikation" steht nunmehr für 
sogenannte kleine Kulturen, d. h. heute Kulturarten, die keine 
Rolle im Weltmaßstab spielen, stark erweitert im Raum. Die 
Aussage von Dr. Ernst gewinnt unter zwei Aspekten noch 
besondere Dramatik: 
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1. Die Zahl der zugelassenen Wirkstoffe in Pflanzenschutzmit­
teln ging in Deutschland von über 300 im Jahr 1987 auf 220
in 1992 (April) zurück.
2. Bis Mitte nächsten Jahres ist die EG-Richtlinie für das
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (91/414/
EWG) umzusetzen. Zu erwähnen ist hierbei besonders, daß
zukünftig mit der Zulassung auch das Anwendungsgebiet
geregelt werden muß, das heißt, voraussichtlich nach einer
Übergangszeit gilt in Deutschland die Indikationszulassung.
Die bisherige Verkehrszulassung mit einem vorgesehenen
Anwendungsgebiet ist damit passe.
Durch diese Regelung wird das Problem Lückenindikation
bei uns wesentlich verschärft. Es ist daher durch die genannte 
Richtlinie die Möglichkeit geschaffen worden, daß auch Dritte 
bei einem bereits zugelassenen Pflanzenschutzmittel die 
Zulassung für ein weiteres Anwendungsgebiet beantragen 
können. Allerdings sind mit dem Antrag auch die erforderli­
chen Unterlagen vorzulegen. Deren Kosten können nach Aus­
kunft der BBA durchaus ca. 50 000 DM erreichen. Hier böte 
sich eine Chance für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
für Anwendungsbereiche der kleinen Kulturen, wenn geklärt 
wäre, wer die erforderlichen Mittel für die notwendigen 
Antragsunterlagen bereitstellt. 
Aus heutiger Sicht kann ich mir nicht vorstellen, daß sich an 
der geschilderten Situation hinsichtlich der Zurverfügungstel­
lung chemischer Pflanzenschutzmittel für die Landwirtschaft 
kurzfristig etwas ändern dürfte, selbst wenn sich - so meine 
Vorstellungen - durch die Einführung eines Nachzulassungs­
Monitorings Änderungen bei der Zulassung ergeben könnten. 
Wir brauchen daher heute - aus diesem Grund, aber auch 
aus Gründen allgemeiner Vorstellungen - neue, zusätzliche 
Möglichkeiten, um besonders die kleinen Kulturarten in den 
Fruchtfolgen rentabel zu halten, die Ertragsstabilität von Kul­
turpflanzen generell zu sichern. Da der biologische Pflanzen­
schutz, wie das BML-Statusseminar „Alternativen im Pflan­
zenschutz" in Bonn am 16./17.11. 1992 gezeigt hat, außerhalb 
von geschlossenen Kulturen noch keine erweiterten Ersatz­
möglichkeiten zum chemischen Pflanzenschutz bietet, rückt 
immer mehr in den Vordergrund, die Kulturpflanze als solche 
widerstandsfähiger zu machen gegenüber Gefahren aus dem 
biotischen und abiotischen Bereich. Damit rückt die Pflanzen­
züchtung in den Mittelpunkt der Betrachtung, hier die Resi­
stenzzüchtung. 
Unter Resistenz der Pflanze wird verstanden die natürliche 
Widerstandskraft gegen Krankheiten, Schädlinge, extreme 
Klima- und sonstige Umwelteinflüsse. 
Züchtung auf Resistenzen ist für unsere Pflanzenzüchter 
nicht neu. Sie war neben dem Zuchtziel „hohe Ertragsfähig­
keit'' immer Bestandteil ihrer Arbeit. Allerdings ist Züchter­
arbeit immer gebunden an die Methoden der Zeit, an das 
wissenschaftliche Umfeld. 
In der frühen Phase des Pflanzenbaues war das einzige 
Züchterprinzip die Selektion, basierend auf landwirtschaftli­
cher Erfahrung. Mitte des 19. Jahrhunderts wurde sie zuneh­
mend fundiert durch wissenschaftliche Erkenntnisse. Stich­
worte heute: Selektion, gezielte genetische Kreuzung, Hybrid­
züchtung, Zell- und Gewebekulturtechnik, Gentechnik. Es 
steht mir nicht zu, vor diesem Expertenkreis als Verwaltungs­
beamter über die Vorteile neuer züchterischer Möglichkeiten 
zu referieren. Es sei daher Prof. WENZEL zitiert (G. WENZEL: 
Neue Strategien in der Resistenzzüchtung, S. 106, in Biotech­
nologie in der Agrar- und Ernährungswirtschaft. Verlag 
Parey. Hamburg und Berlin 1989), der schreibt: 
„Die Züchtungsarbeit ist mit klassischen Methoden sehr 
zeitaufwendig, und da die Resistenzzüchtung immer auch ein 
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Wettlauf mit der Entwicklung neuer Rassen des Krankheits­
erregers ist, der sich an die rieuen Pflanzensorten anpaßt und 
so die Resistenz zum Zusammenbruch kommt, ist Zeiterspar­
nis die Forderung der Stunde." 
Er weist dann weiter auf den Zeitgewinn, den die Zell- und 
Gewebekulturen in der Züchtungspraxis gebracht haben, und 
fährt dann fort: ,,Gentechnische Verfahren werden bei 
bestimmten Zuchtzielen noch mehr Zeit sparen, sie werden 
aber vor allem die Gen- und Pathogen-Diagnose sehr viel 
sicherer machen." 
Hier stehen wir, so sehe ich es, aber erst am Anfang einer 
neuen Entwicklung. Sehr einsichtig ist, daß - ehe die prakti­
sche Pflanzenzüchtung Schnellmethoden in umfassendem 
Sinne für die Schaffung von Resistenzen erhält - ein bedeuten­
der wissenschaftlicher Vorlauf erfolgen muß. 
In Anbetracht auch dieser Gegebenheiten wurde vom BML 
- auf Empfehlung des Wissenschaftsrates - in Quedlinburg
eine neue Bundesanstalt für Züchtungsforschung an Kultur­
pflanzen gegründet, die sich speziell auch mit Fragen der
Resistenzzüchtung befassen wird. Hinweisen darf ich hier aber
auch auf das BMFT-Programm „Biotechnologie 2000" und die
Kommissionsaktivität „Erhaltung und Nutzung des pflanz­
lichen Genpotentials".
Wissenschaftlich Machbares im stillen Kämmerlein darzu­
tun ist eine Seite der Medaille; die andere Seite ist die Umset­
zung in die Praxis. Dieser Schritt ist heute nicht immer ein­
fach, wie z.B. die öffentliche Diskussion im Bereich der 
Gentechnik in Deutschland zeigt. Mit Ausnahme vielleicht 
bestimmter medizinischer Bereiche ist bisher die Akzeptanz 
der Anwendung der Gentechnik sehr begrenzt. Tm Pflanzen­
bereich hat dies dazu geführt, daß bisher erst zwei Freisetzun­
gen transgener Pflanzen erfolgten. 
In anderen Ländern haben bereits insgesamt über mehr als 
500 Freisetzungsversuche zur Testung stattgefunden, dabei 
z.B. in Frankreich 62, in Belgien 43 und in Großbritannien 23.
Bei der sich hier abzeichnenden Positiventwicklung besteht
die Gefahr, daß Deutschland bei dieser neuen Technik wissen­
schaftlich zurückfällt, letztendlich mit entsprechenden Aus­
wirkungen auf unsere sehr aktive praktische Pflanzenzüch­
tung. Es muß aus diesem Grund hier intensiv ein Dialog in der
Öffentlichkeit geführt werden zum Abbau bestehender Wis­
sensdefizite.
Um ein Signal zu setzen, befürwortet daher der Bundes­
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Herr 
Kiechle, daß innerhalb des durch das Gentechnikrecht gezoge­
nen Schutz- und Sicherheitsrahmens grundsätzlich Freiland­
versuche mit gentechnisch veränderten Pflanzen in oder durch 
Einrichtungen des BML-Forschungsbereiches durchgeführt 
werden. 
Im Vordergrund sollen dabei Arbeiten stehen mit dem Ziel 
der Schaffung von Kulturpflanzen mit Resistenzen gegen 
Schadorganismen, mit veränderten Inhaltsstoffen zur Quali­
tätsverbesserung bzw. zur Erweiterung der Produktpalette. 
Um bestehende Hemmnisse abzubauen, hat nunmehr die 
CDU/CSU-Fraktion eine Novellierung des Gesetzes zur Rege­
lung der Gentechnik - kurz Gentechnikgesetz genannt - vom 
20.6.1990 vorgeschlagen. 
Es ist abzuwarten, ob Änderungen hier den Einsatz der 
Gentechnik im pflanzlichen Bereich stimulieren werden. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang eine Meldung der 
FAZ vom 19.11.1992, nach der das amerikanische Landwirt­
schaftsministerium vorgeschlagen haben soll, daß gentech­
nisch veränderte Pflanzen, die bestimmte Bedingungen erfül­
len, künftig ohne besondere Genehmigung im Freiland ange­
baut werden dürfen. 
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6 Schlußbetrachtung 
Heute ist da und dort die Meinung zu hören, daß mit Hilfe 
neuer Methoden die Resistenzzüchtung zukünftig die chemi­
schen Pflanzenschutzmittel ablösen könnte. Ich sehe dies nicht 
so, halte auch solche Äußerungen in der Sache für nicht 
förderlich. Wenn man davon ausgeht, daß die Vorlauffor­
schung für Resistenzzüchtung hohe finanzielle Aufwendungen 
erfordert und dabei immer größer werdende Teile der For­
schungsarbeit in den öffentlichen Bereich fallen könnten, - so 
auch Informationen aus den USA - dann ist es allerdings im 
Zuge einer erfolgreichen Forschungsplanung auch notwendig 
zu wissen, was geschieht im Bereich des chemischen Pflanzen­
schutzes, um letztendlich ganzheitliche, längerfristig geltende 
Konzepte für den integrierten Pflanzenschutz für einzelne 
Kulturarten erarbeiten zu können. 
Ist dies aber in unserem Wirtschaftssystem machbar? 
Die Notwendigkeit von Reformen und ihrer Ausgestaltung 
kann unterschiedlich gesehen, gehandhabt, interpretiert wer­
den, und so gab und gibt es auch bei dieser Reform kritische 
und heftige Stimmen, die nicht unbeachtet bleiben dürfen. 
Gleichwohl: Wer die Irrungen und Wirrungen unserer 
Geschichte kennt, kann von dem durch die Römischen Ver­
träge eingeschlagenen Weg für Westeuropa - jetzt wohl für 
Europa - nur fasziniert sein, wohl wissend, daß auch dieser 
friedliche Weg langwierig und für viele problembelastet ist. 
Ich bin aber sicher, daß auch diese Veranstaltung - kurz vor 
Beginn des gemeinsamen Binnenmarktes 1993 - durch unter­
schiedliche Betrachtung und Wertung des EG-Agrarreform­
beschlusses, insbesondere des pflanzenbaulichen Teiles, zur 
Problemlösung für die in der Landwirtschaft Tätigen beitragen 
wird. 
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